Praxisübernahme-Vertrag (MUSTER)
 
zwischen

Name:
Anschrift:
(im Folgenden Veräußerer / Veräußerin genannt)

und

Name:
Anschrift:
(im Folgenden Erwerber / Erwerberin genannt)
 
§ 1 – Gegenstand des Vertrages
1. Frau / Herr ……………………….…….. übernimmt mit Wirkung vom ……………………… (Vollzugstag) die bisher von Frau/Herrn ……………………….…….. mit Sitz in (Anschrift): 
Straße: ………………………………….………………………………….…………………… 
PLZ / Ort: ……………………………………………………………………………….…………
geführte zahnärztliche Praxis mit sämtlichen in den Praxisräumen befindlichen Apparaten, Geräten, Instrumenten, Einrichtungsgegenständen und Materialien. 
2. Frau / Herr ……………………….…….. nimmt die Übertragung hiermit an und führt die Zahnarztpraxis in eigenem Namen und auf eigene Rechnung fort.
 
§ 2 – Verkauf von Vermögensgegenständen
1. Der Veräußerer / Die Veräußerin verkauft hiermit an den Erwerber / die Erwerberin gemäß den Bestimmungen dieses Vertrags sämtliche Vermögensgegenstände i.S.d. § 266 Absatz 2 des Handelsgesetzbuchs (HGB), die der Zahnarztpraxis, wie sie in den letzten zwei Jahren bis zum Unterzeichnungstag betrieben wurde, zuzuordnen sind oder von der Zahnarztpraxis zur Erbringung der Behandlungen verwendet werden (die „Verkauften Vermögensgegenstände“), insbesondere die in Anlage . . . . . aufgeführten:
a) Immateriellen Vermögensgegenstände, d.h. Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten; Geschäfts- oder Firmenwert (Goodwill); geleistete Anzahlungen;
b) Sachanlagen, d.h. technische Anlagen und Maschinen; andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung (z.B. Einrichtungsgegenstände, medizinische Gerätschaften und andere Medizinprodukte); geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau;
c) Finanzanlagen, d.h. Anteile an verbundenen Unternehmen; Ausleihungen an verbundene Unternehmen; Beteiligungen; Ausleihungen an Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht (z.B. Beteiligungen an Laborgemeinschaften); Wertpapiere des Anlagevermögens; sonstige Ausleihungen;
d) Vorräte, d.h. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe (z.B. Verbrauchsmaterialien für den Betrieb der Praxis);
2. Nicht verkauft werden: 
a) Forderungen des Veräußerers / der Veräußerin, einschließlich Honorarforderungen, für bis zum Vollzugstag erbrachte Leistungen, 
b) sonstige Vermögensgegenstände, Wertpapiere und Schecks, Kassenbestand, Bundesbank- und Postgiroguthaben und Guthaben bei Kreditinstituten (§ 266 Absatz 2 B. II. bis IV. HGB) sowie
c) die in Anlage 1.2 aufgeführten Vermögensgegenstände, es sei denn, dieser Vertrag bestimmt ausdrücklich etwas anderes.
 
§ 3 – Patientendaten
1. Die Patientenunterlagen der veräußerten Praxis gehen in das Eigentum des Erwerbers / der Erwerberin über, soweit die Patienten in diesen Übergang ausdrücklich und unmissverständlich gem. Art. 9 Abs. 2 lit. a i. V. m. 4 Nr. 11 der Datenschutzgrundverordnung (DS-GVO) eigewilligt haben. Soweit bei Übergabe der Praxis die Einwilligung der Patienten nicht vorliegen, nimmt der Erwerber / die Erwerberin die manuelle und elektronische Patientenkartei in Verwahrung. Auf das Verwahrungsverhältnis finden die gesetzlichen Vorschriften Anwendung, soweit sich nachfolgend nichts Abweichendes ergibt.
2. Die über EDV geführten Patientendaten werden mit einem Codewort gesperrt. Soweit Einwilligungen der Patienten zum Zeitpunkt der Praxisübergabe nicht vorliegen, verpflichtet sich der Erwerber / die Erwerberin zur Aufbewahrung dieser Patientendaten, gesperrt mit einem separaten Codewort und getrennt von der laufenden Kartei des Erwerbers / der Erwerberin und sicher vor dem Zugriff des Praxispersonals mit Ausnahme des Veräußerers / der Veräußerin. Dem Veräußerer / der Veräußerin ist das Codewort zu diesen Patientendaten bekannt. Er / Sie erhält ein Zutrittsrecht zur Praxis und zur EDV-Anlage nach jeweiliger Voranmeldung unter Darlegung des berechtigten Interesses. 
3. Bezüglich der manuellen Patientenkartei verpflichtet sich der Erwerber / die Erwerberin zur Aufbewahrung in einem verschlossenen Aktenschrank, getrennt von ihrer laufenden Kartei und sicher vor dem Zugriff des Praxispersonals. Der Veräußerer / Die Veräußerin erhält einen Zweitschlüssel zu diesem Aktenschrank sowie ein Zutrittsrecht nach jeweiliger Voranmeldung unter Darlegung des berechtigten Interesses. 
4. Der Erwerber / Die Erwerberin verpflichtet sich, auf die Patientenkartei/-daten nur dann Zugriff zu nehmen, wenn der Patient / die Patientin in die Nutzung durch den Erwerber / die Erwerberin oder ihrer Überlassung im Original oder in Kopie an einen nachbehandelnden Arzt / eine nachbehandelnde Ärztin ausdrücklich und unmissverständlich gem. Art. 9 Abs. 2 lit. a i. V. m. 4 Nr. 11 DS-GVO eigewilligt hat. Die Einwilligung ist zu den Patientenunterlagen zu nehmen oder anderweitig zu dokumentieren. Erklärt der Patient / die Patientin auf diese Weise seine / ihre Einwilligung in die Nutzung der Kartei, dürfen seine / ihre Unterlagen entnommen bzw. seine / ihre Daten entsperrt und in die laufende Patientenkartei des Erwerbers / der Erwerberin eingebracht bzw. versandt werden. 
5. Die Aufbewahrung der Kartei für den Veräußerer / die Veräußerin erfolgt unentgeltlich. 
§ 690 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) findet keine Anwendung. Abweichend von dieser Regelung haftet der Erwerber / die Erwerberin (Verwahrer / Verwahrerin) für Vorsatz und Fahrlässigkeit. Er / Sie verpflichtet sich, den Veräußerer / die Veräußerin von allen berechtigten Ansprüchen eines Patienten / einer Patientin freizustellen, die durch eine Verletzung der vorstehenden Verpflichtungen begründet sind. 
6. Die Aufbewahrungspflicht des Erwerbers / der Erwerberin endet mit Ablauf der berufsrechtlichen Aufbewahrungsfristen, soweit sich aus sonstigen gesetzlichen oder untergesetzlichen Regelungen nichts anderes ergibt. Die §§ 695 und 696 BGB finden keine Anwendung. Nach Ablauf der Aufbewahrungspflichten ist er / sie berechtigt, die Unterlagen zu vernichten. Ein Anspruch auf Rücknahme besteht nicht.
7. Sollten Patienten dem Verbleib ihrer Patientenunterlagen bei dem Erwerber / der Erwerberin widersprechen, kann der Erwerber / die Erwerberin hieraus keine Ansprüche, insbesondere keinen Anspruch auf Minderung des Kaufpreises oder ein Recht zum Rücktritt vom Vertrag, gegenüber dem Veräußerer / der Veräußerin herleiten.
8. Unbeschadet des Eigentumsübergangs von Behandlungsunterlagen auf den Erwerber / die Erwerberin hat der Veräußerer / die Veräußerin Anspruch auf Einblick in diese und das Recht, Kopien aus ihnen zu fertigen, wenn und soweit er / sie ein berechtigtes Interesse daran hat; ein solches Interesse ist insbesondere bei der Verfolgung von Ansprüchen gegen den Patienten / die Patientin oder Kostenträger und zur Abwehr von Ansprüchen gegeben.
9. Soweit Patienten ein Anspruch auf Überlassung von Kopien der Behandlungsunterlagen an sich selbst oder einen beauftragten Arzt / eine beauftragte Ärztin gegen den Veräußerer / die Veräußerin zusteht, kommt der Erwerber / die Erwerberin nach Rücksprache mit dem Veräußerer / der Veräußerin den entsprechenden Verpflichtungen nach. Kann im Einzelfall nicht rechtzeitig Rücksprache gehalten werden, ist der Veräußerer / die Veräußerin unverzüglich über den Vorgang zu unterrichten.
10. Der Veräußerer / Die Veräußerin informiert die Patienten durch Übergabe eines Informationsschreibens über die Übergabe der Praxis an den Erwerber / die Erwerberin. Zeitpunkt und Inhalt des Schreibens stimmen die Parteien miteinander ab. Die Kosten des Schreibens tragen die Parteien jeweils zur Hälfte.
 
§ 4 – Keine Übernahme von Praxisverbindlichkeiten
Der Erwerber / die Erwerberin haftet nicht für dem Veräußerer / der Veräußerin im Zusammenhang mit der Zahnarztpraxis, dem Eigentum an dieser oder deren Betrieb, den verkauften Vermögensgegenständen, Vertragsverhältnissen oder der Erbringung von ärztlichen Leistungen zuzuordnenden Verpflichtungen und (Eventual-)Verbindlichkeiten, die bis zum Vollzugstag begründet wurden oder entstanden sind (die „Praxisverbindlichkeiten“).
 
§ 5 – Eintritt in Verträge
1. Der Erwerber / Die Erwerberin übernimmt im Wege der schuldbefreienden Vertragsübernahme mit Wirkung zum Vollzugstag sämtliche ab diesem Zeitpunkt entstehende Rechte und Pflichten aus den der Zahnarztpraxis zuzuordnenden, wesentlichen Verträgen (die „Vertragsverhältnisse“), 
a) die in Anlage . . . . . aufgeführt sind, oder
b) welche der Veräußerer / die Veräußerin mit schriftlicher Zustimmung des Erwerbers / der Erwerberin bis zum Vollzugstag eingeht. 
§ 4 dieses Vertrages bleibt unberührt.
2. Der Veräußerer / Die Veräußerin wird unverzüglich die schriftliche Zustimmung der jeweiligen betroffenen Vertragspartner zur Übertragung der Vertragsverhältnisse an den Erwerber / die Erwerberin einholen.
3. Der Übergang von Sachversicherungsverträgen iSd § 89 des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) richtet sich, soweit in den jeweiligen Sachversicherungsverträgen nichts anderes bestimmt ist, nach §§ 95 ff. VVG. Der Übergang von Betriebshaftpflichtversicherungen richtet sich, soweit in dem Betriebshaftpflichtversicherungsvertrag nichts anderes bestimmt ist, nach § 102 Absatz 2 VVG.
4. Bezüglich der für die Praxis bestehenden Telefon- und Faxnummern sowie der bestehenden Internetadressen (URL der Website und E-Mail-Adressen mit Ausnahme der privaten E-Mail-Adresse des Veräußerers / der Veräußerin) wird die der Veräußerer / die Veräußerin daran mitwirken, dass diese weiterhin von der Praxis des Erwerbers / der Erwerberin genutzt werden können. Soweit der Veräußerer / die Veräußerin diesbezüglich Nutzungsrechte zustehen, werden diese an den Erwerber / die Erwerberin abgetreten, der/die diese Abtretung annimmt.
 
§ 6 – Kaufpreis
1. Kaufpreis
Der Kaufpreis für die verkauften Vermögensgegenstände beträgt insgesamt EUR . . . . . (in Worten: EUR . . . . . ) („Kaufpreis“). Es handelt sich um einen Festkaufpreis, der keiner Anpassung unterliegt.
2. Umsatzsteuer
Der in vorstehendem Absatz 1 dieses § 6 genannte Kaufpreis ist ein Netto-Kaufpreis, d.h. er enthält keine Umsatzsteuer. Die Parteien gehen übereinstimmend davon aus, dass die Transaktion eine Geschäftsveräußerung im Ganzen gemäß § 1 Absatz 1a des Umsatzsteuergesetzes (UstG) und daher nicht umsatzsteuerpflichtig ist. Sollte die Finanzverwaltung entgegen dieser Annahme Umsatzsteuer festsetzen, so ist die festgesetzte Umsatzsteuer von der Erwerberin / dem Erwerber nicht zusätzlich zum Kaufpreis geschuldet. Der Kaufpreis ist insoweit ein Brutto-Kaufpreis.
3. Zahlungsmodalitäten
Der Kaufpreis ist am Vollzugstag zur Zahlung fällig und von dem Erwerber / der Erwerberin in voller Höhe frei von Kosten und Spesen in sofort verfügbaren Mitteln mit voller Wertstellung auf folgendes Konto zu überweisen:
Kontoinhaber: . . . . .
IBAN: . . . . .
BIC: . . . . .
Bank: . . . . .
Verwendungszweck: . . . . .

4. Verzugszinsen
Erfolgt die Zahlung des Kaufpreises nicht bzw. nicht in voller Höhe bei Fälligkeit, gerät der Erwerber / die Erwerberin mit dem ausstehenden Betrag in Zahlungsverzug, ohne dass es einer Mahnung bedarf. Der ausstehende Betrag ist ab dem Tag, der auf den Eintritt der Fälligkeit folgt, mit . . . . . % p.a. (365 Tage) zu verzinsen („Verzugszinsen“). Dem Veräußerer / Der Veräußerin bleibt es unbenommen, einen zusätzlichen Verzugsschaden nach anwendbarem Recht geltend zu machen.
 
§ 7 – Arbeitsverhältnisse
1. Die Arbeitsverhältnisse der in Anlage . . . . . aufgeführten Arbeitnehmer („Praxismitarbeiter“) gehen bei Vollzug kraft Gesetzes mit allen Rechten und Pflichten auf den Erwerber / die Erwerberin über, soweit sie am Vollzugstag noch bestehen.
2. Die Parteien werden die Praxismitarbeiter gemäß § 613a BGB von dem bevorstehenden Betriebsübergang unterrichten und auf das hierdurch entstehende Widerspruchsrecht hinweisen.
3. Der Erwerber / Die Erwerberin stellt den Veräußerer / die Veräußerin von sämtlichen Ansprüchen der Praxismitarbeiter, die ab dem Übertragungsstichtag begründet werden, frei, soweit nichts Abweichendes in diesem Vertrag vereinbart ist. Der Veräußerer / Die Veräußerin stellt die den Erwerber / die Erwerberin von sämtlichen Ansprüchen gegenwärtiger und ehemaliger Mitarbeiter der Zahnarztpraxis frei, die vor dem Übertragungsstichtag begründet wurden, unabhängig davon, wann diese Ansprüche fällig werden.
4. Ansprüche, die sich sowohl aus dem Zeitraum vor als auch nach dem Vollzugstag ergeben und erst nach dem Vollzugstag fällig werden (z.B. ratierlich entstehende Ansprüche wie leistungsabhängige Jahresboni), werden von dem Erwerber / der Erwerberin und dem Veräußerer / der Veräußerin zeitanteilig getragen.
5. Sollten Arbeitsverhältnisse, die nicht in der Anlage . . . . . aufgelistet sind, auf den Erwerber / die Erwerberin übergehen, wird der Veräußerer / die Veräußerin den Erwerber / die Erwerberin von sämtlichen Kosten und Aufwendungen freistellen, die dem Erwerber / der Erwerberin im Zusammenhang mit der Beendigung dieser zusätzlich übergegangenen Arbeitsverhältnisse entstehen.
 
§ 8 – Vollzug
1. Der Vollzug der Transaktion erfolgt an dem Tag, welcher dem Tag folgt, an dem jede der nachstehend in Absatz 2 dieses § 8 aufgeführten Vollzugsbedingungen entweder erfüllt ist oder durch beide Parteien gemäß § 8 Absatz 3 Satz 2 dieses Vertrags auf sie verzichtet wurde („Vollzugstag“). Die Parteien können schriftlich einen anderen Tag vereinbaren. Der Vollzugstag ist in jedem Fall frühestens der Tag mit Wirkung zu welchem der Erwerber / die Erwerberin als Nachfolger/in des Veräußerers / der Veräußerin zugelassen wird.
2. Die Vollzugsbedingungen sind:
a) Der Erwerber / Die Erwerberin wurde bestandskräftig im beantragten Umfang zugelassen.
b) Die in Anlage . . . . . aufgeführten Erlaubnisse wurden dem Erwerber / der Erwerberin bestandskräftig im beantragten Umfang erteilt bzw. übertragen.
c) Erforderliche Zustimmungen Dritter zur Übertragung der Verkauften Vermögensgegenstände und für die Übernahme von Vertragsverhältnissen liegen vor.
3. Die Parteien werden sich über den Stand der Vollzugsbedingungen informiert halten und gegenseitig unverzüglich über den Eintritt oder endgültigen Nichteintritt der Vollzugsbedingungen unterrichten. Soweit rechtlich zulässig, können die Parteien durch gemeinsame schriftliche Vereinbarung auf den Eintritt einer oder mehrerer Vollzugsbedingungen ganz oder teilweise verzichten. Der Erwerber / die Erwerberin kann einseitig auf die Vollzugsbedingungen nach Buchstabe (b) dieses § 8 Absatz 2 ganz oder teilweise verzichten.
4. Am Vollzugstag werden die Parteien Zug um Zug die folgenden Vollzugshandlungen vornehmen:
a) Zahlung des Kaufpreises durch den Erwerber an den Veräußerer gemäß § 6 dieses Vertrages;
b) Übertragung des Eigentums und Einräumung des Besitzes an den verkauften Vermögensgegenständen der Zahnarztpraxis gemäß § 8 dieses Vertrages und
c) Ausfertigung eines Vollzugsprotokolls mit lediglich deklaratorischer Wirkung, in dem die Erfüllung oder der Verzicht auf jede der Vollzugsbedingungen gemäß § 8 Absatz 2 dieses Vertrags und der Vollzug dieses Vertrags bestätigt werden.
5. Die Parteien werden sich nach besten Kräften bemühen, dafür zu sorgen, dass der Vollzug so früh wie möglich eintritt. Sie werden alle hierfür notwendigen oder nützlichen Erklärungen abgeben und Handlungen vornehmen.
6. Wird der Veräußerer / die Veräußerin dauernd berufsunfähig oder stirbt er/sie vor dem Vollzugstag, so ist er / sie bzw. sind seine / ihre Erben verpflichtet, den Praxisbetrieb der Zahnarztpraxis auf eigene Kosten und Rechnung bis zum Vollzugstag durch eine/n geeignete/n Vertreter/in im bisherigen Umfang aufrechtzuerhalten, soweit dies vertragszahnarztrechtlich zulässig ist. Die Vertretung des Veräußerers / der Veräußerin soll durch den Erwerber / die Erwerberin oder eine/einen anderen von ihr/ihm benannte/n Vertreter/in erfolgen.
 
§ 9 – Übertragung des Eigentums, Einräumung des Besitzes, Zustimmung Dritter
1. Der Veräußerer / Die Veräußerin übereignet und überträgt hiermit an den Erwerber / die Erwerberin unter der aufschiebenden Bedingung der Zahlung des Kaufpreises nach § 6 dieses Vertrags und dem Eintritt des Vollzugstags, 0:01 Uhr, das Eigentum und die Inhaberschaft (sowie etwaige Anwartschaftsrechte) an den verkauften Vermögensgegenständen und allen Patientendaten gemäß § 3 dieses Vertrags.
2. Der Veräußerer / Die Veräußerin räumt dem Erwerber / der Erwerberin am Vollzugstag Besitz an den verkauften Vermögensgegenständen im weitest möglichen Umfang ein. Die Übergabe der verkauften Vermögensgegenstände erfolgt am Vollzugstag, 0:01 Uhr, indem der Veräußerer / die Veräußerin und der Erwerber / die Erwerberin schon jetzt, aufschiebend bedingt auf den Eintritt des Vollzugstags, 0:01 Uhr, gemäß § 930 BGB ein Rechtsverhältnis vereinbaren, vermöge dessen der Erwerber / die Erwerberin den mittelbaren Besitz an den verkauften Vermögensgegenständen erlangt.
3. Mit Wirkung zum Vollzugstag, 0:01 Uhr tritt der Erwerber / die Erwerberin in alle gemäß § 5 dieses Vertrages übernommenen Verträge ein.
4. Soweit eine Zustimmung Dritter zur Übertragung von verkauften Vermögensgegenständen oder Vertragsverhältnissen am Vollzugstag nicht vorliegt, werden sich die Parteien im Innenverhältnis so verhalten, als ob die Zustimmung zum Vollzugstag, 0:01 Uhr, erteilt worden wäre. Der Veräußerer / Die Veräußerin wird dann im Außenverhältnis im Auftrag und für Rechnung des Erwerbers / der Erwerberin tätig und wird sich nach besten Kräften um die Einholung ausstehender Zustimmungen bemühen.
 
§ 10 – Rücktritt
1. Der Veräußerer / Die Veräußerin und der Erwerber / die Erwerberin können jeder für sich von diesem Vertrag durch schriftliche Erklärung gegenüber der jeweils anderen Partei zurücktreten, wenn der Vollzugstag nicht bis zum . . . . . eingetreten ist.
2. Der Veräußerer / Die Veräußerin kann von diesem Vertrag durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Erwerber / der Erwerberin zurücktreten, wenn der Erwerber / die Erwerberin trotz Fälligkeit und Mahnung mit Nachfristsetzung von . . . . . Bankarbeitstagen den Kaufpreis gemäß § 6 dieses Vertrages nicht innerhalb der gesetzten Nachfrist an den Veräußerer / die Veräußerin gezahlt hat.
3. Im Falle des wirksamen Rücktritts einer der Parteien werden dieser Vertrag und die hierunter vorgesehenen Rechtsgeschäfte ohne weitere Erklärung der anderen Partei beendet. Ausgenommen von einem etwaigen Rücktritt sind jedoch die Bestimmungen der §§ 15 bis 18 dieses Vertrages sowie diese Bestimmung, die auch über die Beendigung des Vertrags hinaus zwischen den Parteien wirksam fortbestehen bleiben.
 
§ 11 – Haftung
Der Veräußerer / Die Veräußerin versichert, dass die Praxis nicht sein / ihr gesamtes oder nahezu sein / ihr gesamtes Vermögen im Sinne des § 1365 BGB darstellt. Für den Fall, dass die der Erwerber / die Erwerberin von Gläubigern des Veräußerers / der Veräußerin wegen im Zeitpunkt der Praxisübernahme bestehender Verbindlichkeiten des Veräußerers / der Veräußerin in Anspruch genommen wird, verpflichtet sich der Veräußerer / die Veräußerin den Erwerber / die Erwerberin im Innenverhältnis von sämtlichen Ansprüchen freizustellen.
 
§ 12 – Besondere Verhaltenspflichten bis zum Vollzug
1. Der Veräußerer / Die Veräußerin wird zwischen dem Unterzeichnungstag und dem Vollzugstag die Zahnarztpraxis im Rahmen des gewöhnlichen Geschäftsbetriebs in der bisherigen Art und Weise und im bisherigen Umfang mit der Sorgfalt eines ordentlichen Praxisführers / einer ordentlichen Praxisführerin fortführen und keine der in den nachfolgenden Buchstaben (a) bis (d) aufgeführten Maßnahmen vornehmen:
a) Erwerb, Belastung, Veräußerung oder anderweitige Verfügung über verkaufte Vermögensgegenstände, es sei denn, die Verfügungen betreffen verkaufte Vermögensgenstände mit einem Wert von insgesamt unter EUR . . . .  (in Worten: EUR . . . .);
b) Abschluss, wesentliche Änderung oder Beendigung bestehender Arbeitsverträge, insbesondere Erhöhung des Gehalts, Gewährung von Pensionszusagen oder sonstiger Nebenleistungen, soweit diese nicht gesetzlich oder vertraglich vorgeschrieben sind; ausgenommen sind außerordentliche Kündigungen aus wichtigem Grund;
c) Abschluss von Tarifverträgen oder Betriebsvereinbarungen;
d) Änderung oder Beendigung der in Anlage . . . . . aufgeführten Verträge;
2. § 12 Absatz 1 dieses Vertrages findet keine Anwendung, wenn und soweit
a) der Erwerber / die Erwerberin der entsprechenden in § 12 Absatz 1 vorgesehenen Maßnahme vorab zugestimmt hat;
b) die entsprechenden Tatsachen, Umstände oder Maßnahmen in diesem Vertrag oder seinen Anlagen offengelegt, in Bezug genommen oder zugelassen werden.
3. Sollte der Veräußerer / die Veräußerin eine der oben genannten Verhaltenspflichten verletzen, kann der Erwerber / die Erwerberin für einen ihm / ihr entstandenen Schaden Schadensersatz in Geld verlangen. Ansprüche des Erwerbers / der Erwerberin nach diesem § 12 verjähren . . . . . Monate nach dem Vollzugstag. § 203 BGB findet keine Anwendung, es sei denn die Parteien vereinbaren schriftlich ausdrücklich, dass die Verjährung aufgrund der laufenden Vergleichsverhandlungen gehemmt sein soll.
 
§ 13 – Freihaltung
Der Veräußerer / Die Veräußerin hält den Erwerber / die Erwerberin von sämtlichen Praxisverbindlichkeiten sowie einer Inanspruchnahme durch Dritte (insbesondere Honorarrück- und Regressforderungen der KV/KZV) im Zusammenhang mit der Finanzierung oder dem Betrieb der Zahnarztpraxis frei. Gleiches gilt für alle im Zusammenhang mit der Abwicklung solcher Praxisverbindlichkeiten anfallenden Forderungen, Aufwendungen und Verbindlichkeiten.
 
§ 14 – Wettbewerbsklausel
1. Der Veräußerer / Die Veräußerin verpflichtet sich, innerhalb von . . . . . (2) Jahren (maximal) nach Abschluss des Vertrages nicht im Umkreis von . . . . . km der übergebenen Praxis (richtet sich nach dem Einzugsbereich der Praxis) / im Stadtteil . . . . . in einer eigenen Praxis als Zahnärztin/ Zahnarzt niederzulassen oder eine sonstige zahnärztliche Tätigkeit in freiberuflicher oder abhängiger Stellung aufzunehmen. Gelegentliche Praxisvertretungen werden von diesem Verbot nicht berührt, sofern die Vertretungszeit von insgesamt . . . . .  (4, 6) Wochen im Kalenderjahr nicht überschritten wird.
2. Für jeden Fall der Zuwiderhandlung der Verpflichtung nach Absatz 1 hat der Veräußerer / die Veräußerin dem Erwerber / der Erwerberin eine sofort fällige Vertragsstrafe in Höhe von EUR . . . .  (in Worten: EUR . . . .) zu zahlen.
 
§ 15 – Mitteilungen
1. Sämtliche empfangsbedürftigen Willenserklärungen oder anderweitigen Mitteilungen aufgrund oder im Zusammenhang mit diesem Vertrag sind nur wirksam zugegangen, wenn sie schriftlich als Einwurfeinschreiben oder per Telefax an die nachstehenden Adressen der Parteien erfolgt sind, soweit nicht ausdrücklich etwas anderes schriftlich vereinbart ist. Mitteilungen nach diesem Vertrag sollen zugleich auch per E-Mail nebst PDF-Kopie erfolgen.
Veräußerer/in: . . . . .
Adresse: . . . . .
Telefax: . . . . 
E-Mail: . . . . .
Mit einer Kopie (nur zu Informationszwecken) an . . . . .
 
Erwerber/in: . . . . .
Adresse: . . . . .
Telefax: . . . . 
E-Mail: . . . . .
Mit einer Kopie (nur zu Informationszwecken) an . . . . .
2. Jede Partei kann gegenüber der jeweils anderen Partei jederzeit eine andere als die in Absatz 1 aufgeführte Adresse oder Anschrift benennen. Bis zum Zugang einer solchen Erklärung bei der jeweils anderen Partei bleiben die vorstehenden Adressen und Anschriften verbindlich.
 
§ 16 – Kosten der Transaktion
Jede Partei trägt die ihr jeweils im Zusammenhang mit der Transaktion entstandenen Kosten selbst, insbesondere die Kosten ihrer steuerlichen, anwaltlichen und wirtschaftlichen Berater.
 
§ 17 – Mietvertrag für Praxisräumlichkeiten 
Die Wirksamkeit dieses Vertrages hängt vom wirksamen Zustandekommen eines Mietvertrages für die Praxisräumlichkeiten zwischen der Erwerberin / dem Erwerber und der Vermieterin / dem Vermieter ab.

§18 – Vertraulichkeit
1. Die Parteien verpflichten sich, über sämtliche Vorgänge im Zusammenhang mit der Verhandlung, dem Abschluss und der Durchführung dieses Vertrags und dessen Inhalt Stillschweigen zu bewahren, soweit nicht eine zwingende gesetzliche Verpflichtung zur Offenlegung besteht oder eine Offenlegung zur Wahrung berechtigter eigener Belange erforderlich ist.
2. Presseerklärungen oder ähnliche Verlautbarungen über den Abschluss dieses Vertrags werden die Parteien nur gemeinsam herausgeben.
 
§ 19 – Schlussbestimmungen
1. „Bankarbeitstag“ im Sinne dieses Vertrags ist jeder Tag (außer Samstag und Sonntag), an dem die Banken in . . . . . [Stadt] für den Geschäftsbetrieb geöffnet sind.
2. Die in diesem Vertrag enthaltenen Überschriften sowie Unterüberschriften dienen lediglich der Übersichtlichkeit und finden bei der Auslegung des Vertrags keine Berücksichtigung. Soweit in diesem Vertrag oder seinen Anlagen auf Paragraphen ohne Angaben eines Gesetzes verwiesen wird, handelt es sich dabei um solche dieses Vertrags.
3. Die Aufrechnung, Verrechnung sowie die Geltendmachung von Zurückbehaltungsrechten durch die Parteien für Ansprüche aus oder im Zusammenhang mit diesem Vertrag ist ausgeschlossen.
4. Die Parteien dürfen Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der jeweils anderen Partei ganz oder teilweise abtreten.
5. Vorbehaltlich des Absatzes 4 und sofern in diesem Vertrag nicht ausdrücklich anders vereinbart, wird dieser Vertrag ausschließlich zugunsten der Parteien geschlossen und gilt weder zugunsten Dritter noch können Dritte diesen Vertrag durchsetzen.
6. Dieser Vertrag enthält sämtliche Vereinbarungen der Parteien in Bezug auf die Transaktion; der Vertrag ersetzt alle zwischen den Parteien bislang über den Gegenstand dieses Vertrags getroffenen Bestimmungen. Nebenabreden zu diesem Vertrag wurden weder schriftlich, mündlich noch konkludent getroffen. Die Anlagen des Vertrags und die diesen beigefügten Anhänge sind Bestandteil dieses Vertrags.
7. Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrags bedürfen der Schriftform, soweit nicht die notarielle Form oder eine sonstige gesetzlich vorgeschriebene Form zu beachten ist.
8. Ausschließlicher Gerichtsstand für Rechtsstreitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit diesem Vertrag, seinem Zustandekommen oder seiner Durchführung ist, soweit rechtlich zulässig, . . . . ..
9. Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieses Vertrags ungültig oder nicht durchsetzbar sein, bleiben die übrigen Bestimmungen hiervon unberührt. An die Stelle der ungültigen oder undurchsetzbaren Bestimmung gilt eine solche Regelung als vereinbart, die die Parteien bei Abschluss des Vertrags gewählt hätten, wenn sie die Unwirksamkeit oder Undurchsetzbarkeit der Regelung gekannt hätten, um wirtschaftlich das Ergebnis der unwirksamen oder undurchsetzbaren Bestimmung zu erreichen. 
10. Das Vorstehende gilt auch im Falle von Vertragslücken. Beruht die Nichtigkeit einer Bestimmung auf einem darin festgelegten Maß der Leistung oder der Zeit (Frist oder Termin), so gilt die Bestimmung mit einem dem ursprünglichen Maß am nächsten kommenden rechtlich zulässigen Maß als vereinbart. Mit dieser Bestimmung soll nicht lediglich eine Beweislastumkehr herbeigeführt, sondern § 139 BGB insgesamt abbedungen werden.
 
 
	. . . . .
Ort, Datum


Unterschrift des Veräußerers / der Veräußerin
	. . . . .
Ort, Datum


Unterschrift des Erwerbers / der Erwerberin




